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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
betreffend die bevorzugte Berücksichtigung 
bestimmter Personengruppen bei der Vergabe 
von Tabakverschleißgeschäften (Änderung 
des Tabakmonopolgesetzes 1968, des Opfer­
fürsorgegesetzes, des Knegsopferversorgungs­
gesetzes 1957 und des Heeresversorgungs-

gesetzes) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

ÄNDERUNG DES 
TABAKMONOPOLGESETZiES 1968 

Das Talbakmonopolgesetz 1968, BGBL Nr. 38, 
in ,der FaSSlUng Ider Bundesgesetze BGBL NI'. 261/ 
1972 und 335/1975 wird wie folgt geändert: 

§ 25 hat einschließlich der Üibe1"sch~ift zu 
lauten: 

§ 25. (1) :Sei der Vergabe V'On Taibakv-erschidiß­
geschäften :sind, soweit keine Ansprüch,e· von 
Ang,ehörigen' eines Tabakversch1eiße1"s bestehen 
(§ 26), folgende P,ersonen bevorzugt zu berück­
sichtigen, Wenn sie im Zeitpunkt, in dem be­
stinunt wil'ld, wer als T~bakverschleißer zu be­
steHen ist, Idas 65. Lebensjahr noch ,nicht über­
schritten h~bert: 

1. Inhaber 'e~ner AmtsbescheinJbg\llI1g oder eines 
Opferausw,eises nach § 4 des Opferfürso1"ge­
~esetzes, BGBL Nr. 183/1947; 

2. Empfänger einer Beschäd~gtlenrelllte nach dem 
Kriegsopferversol'gungsgesetz 1957, BGBL 
NI'. 152, oder ,dem Heeresversorgung'Slgesetz, 
BCBl. Nr.27/1964, wenn illre Erwerbsfähig­
keit tUrn mindestens 50 v. H. gemindert ist; 

3. Empfänger einer W~twenrente oder Witw,en~ 
beihilfe nach dem Opferfünoflgegesetz,dem 
KtJegsopferyeflSoflgUngsgesetz 1957 oder dem 
Hee1"esversol1g;ungsgesetz ; 

4. begünstigte In.va:lide im Sinne des § 2 des 
Invali,deneinsteUungsgesetZes 1969, BGB!. 
Nr. 22/1970. . 

(2) Hei ,der V,ergalbe von TaJbakverschleißge­
schäJften,um Id(~e siCh 'sowohl eine Person mit 
einem Vorzug&recht nach Albs. 1 Z. 1 allS auch 
eine Person mit einem Vorzugsrecht nach Abs. 1 
Z. 2, 3 oder 4 beworben ~a:ben, sind in jedem 
Bundesland für ,drei Viertel der Tabakverlage 
und für ein Drittel ,der Tabaktrafiken Bewel1her 
mit ,einem Vorzugs recht nach A'bs. 1 Z. 1 und 
für di~e übr.~gen Taihakv,erschleißgeschäfte Bewer­
ber mit einem Vorzu'gsrecht nach Abs. 1 Z. 2, 
3 oder 4 als Tabakverschleißer zu besteHen, so­
weit zu !berücksichtigende Anibote von BeweIibern 
aus ,be~den PeI1sonenkl'etsen vorlliegen. 

(3) Für ,die Auswahl ,unter mehreren im Abs. 1 
angeführten B'ewerbern um ,eine Tabaktrafik 1st 
das Maß der Bedürftigkeit entscheidend. Hiebei 
ist rtlidlt ,nur aIU!f ,die Höhe Ides Einkommens, un­
a:bhäng~g von Vel1sorgungsleistunlgen nach den 
nm Abs. 1 angeführtlen Bundesgesetzen sowie nach 
diesen oder anderen Gesetzen gewährten Zulagen, 
sondern auch ,auf die besonderen Verhältnisse 
des einzelnen Falles, inshesondere auf die Zahl 
der F:amiliienmitglieder, für ,die der B,ewerber 
unterhaltspfl:ichtiig i'st, Bedacht zu nehmen. Unter 
gleich bedürft~gen Vorzugsberechtigten sind Per­
sonen vorzuziehen, ,deren Erwel'bsfähigkeit ge­
mindert list. Un1ler diesenen<tsche~det der Grad 
der Minderung ,der Erwerbsfähigkeit, unter Er­
werlbsunfäh~gen gleichen Gr3ldes gebührt blinden 
Personen Ider Vorzmg. Die AusWahl unter Bewer­
bel1ll, Ider,en Erwer1bsfähigkeit :nicht oder in glei­
cher Weise ,gemintdel'lt list, :~ nach kaufmännischen 
Grundsätzen zu trefFen. 

(4) Bei .der Auswahl unter mehrel'lenim Abs .. 1 
angeführten Bewerbern um einen Tabakver1ag 
ist msbesonidere 'auf ,die für eine befriedigende 
Verschleißführung 'er1for.der'liidle Geschäftstüchtig­
keit und ,die Verfügung über voll entsprechende 
Geschäftsräumlichkeiten !Bedacht ZJU nehmen." 

Artikel 11 

ÄNDERUNG DES. 
OPFERFüRSORGEGESETZES. 

nas OpferifürsoJ:1ge~esetz, IBGBL Nr. 183(1947, 
zuletzt geändert durdt Idas Bundesgesetz BGBt. 
Nr. 613/19n, wird wie folgt geänldert: 
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2 1096 der Beilagen 

§ 7 ,hat einschlIießliich Ider übe!1schrift zu lauten: 

"Begünstigungen bei der Vergabe von Geschäfts­
stellen der Klassenlotterie, Lottokollekturen . und 

Tabakverschleißgeschäften 

von Tabakversch,leißgeschäften 
Iberiicksichd~gen. " 

2. § 6 Ahs. 4 hat zu entifaUen. 

Artikel IV 

bevorzugt zu 

§ 7. (1) Von den jeweils zu ver~ebenden Ge~ 
sch~ftsstel1en der Klassen10tterie und Lottokollek- ÄNDERUNG DES HEERESViERSORGUNGS-
tIUren ist ein V,iertel an Bewerber mit einer GESETZES 
Amtsbeschei.n:igUUJg zu vel'1g,eben, soweit zu be­
rücksichtigende Anbote von geeigneten Bewer­
bern aus diesem Perronenkreis vodiegen. 

;(2) Inhaber einer Amtsbescheinigung oder 'eil1les 
Opferauswe!lsesund Empfänger einer Witwen­
l1ente oder Witwenlbeihr1fe nach d1iesem Bundes­
g,esetz ,sind nach § 25 ·des Tabakmonop01gesetzes 
1968, BGB!. Nr. 38, bei der Vergabe von Tabak­
versdrleiß~chäften bevorzugt zu berücksichti­
gen." 

Artikel III 

ÄNDERUNG DES KRIEGSOPFER VERSOR­
GUNGSGESETZES1957 

Das KniegsopferversorgiUngsgesetz 1957, BGBl. 
Nr. 152, zuletzt geändert -durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 614/1977, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Ahs. 3 hat zu -lauten: 
,,(3) Empfänger .einer iBeschä.digtenretite, Wit­

wenr,ente oder Witwenbeiliillfe nach diesem Bun­
desgesetz sind nach § 25 des Taibakmonopol­
,gesetz'es1968; ,BGB!. Nr. 38, b,ei der Vergalbe 

Das Heel"esvlersorgun:gsgesetz, BGBl. Nr. 27/ 
1964, 'Zuletzt geänJdert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 612/1977, wird wie folgt ~eändert: 

§ 4 ,Abs. 3 hat zu lauten: 
,,(3) Empfänger einer iBeschädigtenrente, Wit­

wenrente oder Witwenbeiliilfe nach diesem Bun­
desgesetz sind nach § 25 des Tahakmonopol­
gesetzes 1968, SGBl. Nr. 38, hei der Vergahe 
von TabakverschleißgeschäftJen bevorzugt zu he­
rücksich,tig,en. " 

Artikel V 

INKRAFTTRETEN UND VOLLZIEHUNG 

(1) tDieses BUnldesgesetz tritt mit dem auf seine 
l(,un-dmachung f01genJden Monatsersten in Kraft. 

(2) Mit. der Vollziehung des Al't. I ist der 
Bundesminisrer für J'ij,nanz'en hetraut. Mit der 
Vollziehung der Art. II, III und IV ist der Bun­
desminister für soziale Verwaltung ,im Einver­
nehmen mit ,dem Bundesminister für F.inanzen 
betraUit. 

Erläuterungen 

. Na,eh § 25 A'bs. 1 dies Tabakmonopolgesetzes 
1968 (TabMG 1968) ,~ind bei ,der Ve~gahe von 
Taibakversch1eißgeschälten die im § 7 des Opfer­
fürsor<gegesetzes, im § 6 Abs. 3 Ides Kl'i,egsopfer­
ve11SOr,gung~gesetzes 1957 un;d im § 4 Ahs. 3 des 
Heeresv,el'sol"gun'gsgesetzes genannten Personen 
nach Maß~abe der 'aufgezählten Gesetzesbes1:iim­
mungen 'hevorzugt zu rb'erück,sichtirgen. Es sind 
dies ,die Inhaher einer Amtsrbeseheinigunrg oder 
eines Opferauswe~ses nach dem Opfemürsorge­
gesetz sOwie ,die Empfängerciner B'eschä,digten­
rente, Winwenrente oder W,itwenbeihilfe nach 
dem Kriegsopfervel'S'orgungsgeSietz 1957 oder dem 
Heeresvel"SlOngungsgesetz. 

Bei der Vergabe von Tabakvel'schleißg,eschäf­
ten :soH in Hinkunft auch Iden begünstigten 
InvaLiden 'im Sinne des Invalitdeneinstellungs­
gesetzes 1969 ein VO!1Zugsrecht zUlge~anden wer­
den. Zunächst wurde erwogen, dasse~be 'so wie 

die rbestehenJden Vorzugsrechte der oben ange­
führtenPel'!sonenkreise !in einem Versorgungs­
gesetz ZU regeln und ,desh:db in das Invaliden­
eilllStellungsgesetz 1969 anläßlich dessen näch,~ter 
Novelliel'Ullg eine rentsprechende Bestimmung 
aufzunehmen. Da jedochnJicht sieher liSlt, oh eine 
derarcige Novdloe noch in oder Ilaufenden Gesetz­
goebungsperiode des Nationalrates eingebracht 
wel1den kann, ,soll die ,erforderliche gesetzliche 
Regelung im Tabakmonopolgesetz .1968 ,erfolgen. 
Aus diesem An:laß sollen die bisher !in mehreren 
Ges·etz1en v,erntreullen Bestimmungen über die 
Vorzug~rechte heider Vergabe von Tabakver­

.schleißgeschäften dadurch übersichlllicher gemacht 
weooen, ,daß ,die meritor,ische Regelung aller Vor­
zUg:5l'ech1Je :im Tabakmonopo1g.esetz 1968 getrof­
fen wird. Bei dieser GeLegenheit 'Sollen -auch 
Empfänger 'einerWitwenrenre oder Witwenbei­
hilfe nach Idem OpferfürsofTgeges,etz, soweit sie 
weder Inhaber einer AmubescheinigiUng noch 
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eines Opferausweises sind rund desha'lb bisher· fänger einer Witwenrente oder Wiowenbeihilfe' 
nicht V'oI'lZU'~~berechtigt wa;ren, em Vorzugsr,echt nachdem Opferfür,sol'gegesetz werden als neu 
erhalten, wie es für Empfänger einer Witwen- hinzukommende Vorzugsber,echtigte bei der Be­
rente oder Witwenbeihilfe nach dem Kriegs- wer1bung um Tahakversch1e.ißgesch~fte so wi,e alle 
opferver~org.ungS!gesetz 1957 oder ,dem Heeres- anderen Bewerber (mit oder ohne Vorzugsr,echt) 
versorgU:n:gsg,esetz Iber.eits !besteht. Aus a.llen diesen frm Einzelfall das Zutreffen aller Voraussetzungen 
Gründen bedarf § 25 TabMG 1968 einer ent- n'achwei's'en müssen, ,die für ,dre Berücksichtigung 
sprechenden Änderung, ,die. im Am. I ,des vor- eines Anlboues 'gefordert werden; es wird daher 
liegenden Gesetzentwurfoes vorgesehen list: Im von ihnenaruch der sogen,annteLokalnachwers 
Opferfürsollgegesetz, lim Klliegsopfervensorgungs- zu .elibringen sein (siehe § 24 Ahs. 1 lit. f TabMG 
gesetz 1957 und im Heeresversorgungsgesetz soll 1968). 
sodannan die 'Stelle der b~sherkgen 'Bestimmun- Die Zustandrgkeit des Bundes zu·r Erlassung 
gen jeweils ,ein Hinweis 3Uf § 25 Ta:bMG 1968 der vorgeschlagenen ,hundesgesetz.tichen N eureg'e­
tretJen. Die Art. 11, 111 und IV des Gesetz'ent- lung gründet sich auf ;cl,en im Art. 10 Abs. 1 
wurfes sehen rdie ,diesbezüg~ich'en Änderungen Z. 4 B-VG angeführten' Kompetenztatbestand 
der genannten Versorgrungsgesetzoe vor. I' "Monopo wesen' . 

Begünstigte Invalide im Sinne des lnvaliden-
. 11 k ch d AlUS ,den vorgesehenen GesetZesänderungen 

emste ungsgesetzes 1969 ' önnen na ,es~en § 2 w~l1d dem B'Wlrd kein finalllZiell.er Mehraufwand 
A:bs. 1 nur Personen sein, ,deren Errwerbsfähilgkeit 
ummrindestens 50 v. H. ,gemindert ,ist und bei .erwachsen. 
denen keiner der im § 2 Abs. 2 des Gesetz,es 
aufgezählten besonderen Umstände gegeben ,ist. 
Zu diesen Umständen !?iehört vor allem das über­
schreiten rdes 65. Lebensjahres, wenn d~e betref­
fendePernon nicht ,1n iB'eschäftigung steht. Bei 
der ß.eha.tlldlung [der verschiedenen Kategorien 
von Vorzrugsberechtigten bei der Vergabe von 
TabakV'erschleißgeschäften dürfen aus verfassungs­
nechtlichen GrünIden keine Unterschiede hinsicht­
lich ,des ,AltJers und des Graldes der Erwerbs­
minderunggemacht werden, we~l ,eine unter­
sclüed~iche Behandlung ~egen den Gleichheits­
grunds'atz Vierstoßen wÜl"Ide. Das Vorzugsrecht 
·für .die begünstigtJen Inva~iden im Sinne des 
I'nvaLidenein'stellungsg,esetzes 1969 kann darher 
nrur geschaff,en werden, ~enn auch für aLle bi,s:her 
nach dem Opfer.fürsorgeges,etz, dem K;rregsopf,er­
versorgungsgesetz 1957 oder dem, Heeresversor­
gungsgesetz vorzugsberechtigten P'et1Sonen eine 
Alters'grenz'e von 65 Jahren eingeführt wird und 
bei Empf3\ngem von: BeschäJdligtenrenten nach 
dem Kri'egsopferversorg,ungsg,esetz 1957 oder 
dem, Heeresversorgunogsgesetz das Vorzugsrecht 
von ,einrer Minderung der Erwerlbsfähigkeit um 
mindestens' 50 v. H. abhäng~g gemach,t wird. 
Art. Iträgt diesen Erfondernis·sen Rechnung. 

Die beabsichtigte Erweiterung ,des Kreises der 
vorzug~berechtigten Personen kann ,der Aust11ia 
Talba:kw,erke AktiiengeseHschaft vorm. o,ster­
reichische Tabakregie, :die mit ,der wirtschaftlichen 
Verwaltung des Tahakmonopols gesetz<l1ch betraut 
~st, keinen Anlaß zu einer V,ergrößerung der 
Zahl ,der .TabakverschleißgeschäftIe geben, da die 
Gesellschaft 'gemäß § 4 Abs. 3 Ta:bMG 1968 
Taibakverschle!ißer rin ,der erforderlichen Anzahl 
zu !bestellen hat und ,die Entscheidung, welche 
und wieviele T abakverscholeißIgeschälteerforder­
loich slind, nach kaufmännischen Grundsätzen 
trifft. 

Die hegünstigten InvalLden im Sinne des 
Invalii.dene1nlStellungsgesetzes .1969 und die Emp-

Zu den elinzelnen Artikdndes Gesetzent­
wrurf.es wi1"d rbemerkt: 

Zu Art. I: 

Der neue § 25 Ahs. 1 zählt ,die vorzug,sberech­
tJi,gten Personen ,enschöpfendauf. Die im § 26 
geregelten Ansprüche von Angehörigen eines 
TabakVierschleißers gehen den Vorzugsr,echten 
V'Or. Mit ,dem überschreiten des 65. Lebensjahres 
fäJllt nur das Vorzugsrecht weg, es können sich 
daher wie bisher auch Personen, die älter als 
65 Jahre sind, um ein Tabakverschleißgeschäft 
bewerlben. W,er a:1s TaibakvenschJeißer zu bestellen 
rst; besnimmen iim al'Lgemeinen rdie nach § 28 ge­
biLdeten Besetzungskommissionen unld ~n den 
Fällen der§§ 30, 33 ru:nd 35 (Nichterscheinen 
der K:ommissionsmitJgbieder, Vergabe eines be­
fristet zu fühlienden T",bakverschl-etißgeschäftes 
und vorläufige VenschleißerbesteHung) die Mono­
polverwa:ltungsstellen. Nach § 32 hat auf Antra,g 
eines Bewerbers, der in dem betreffenden Beset­
zungsfarll ,nicht zum Zug g~kommen :ist, oder auf 
An,trag der zru:stäncLigen Monopolverwaltungs­
steLle ,die Generaldirektion 'der AustriiaTabak­
werke AG nach Anhörung. ,des BesetZiungsbei­
rates den V'er,schleißer zu bestimmen. Der im 
Einleitungssatz ,des neuen § 25 Abs. 1 angeführte, 
für die Arltersgrenze maßgeben,de Zeitpunkt der 
Bestimmung des Verschleißers -ist daher, wenn 
ein V,erfa:hl'en n:ach § 32 ,stattfindet, der Zeit­
punkt der Entsch,eidung der Generaldirektion 
.der Aust11ia Taba:kwerke AG, rdenn die ursprüng­
biche Entscheidung der Besetzungskommission 
oder der Monopolverwaltun'gsstellew,ird nicht 
wrlrksam. 

Das Vorzugsrecht ,der in Z. 1 angeführten 
Personen ist ,derzeit ,im § 7 des Opf,erfürsorge­
gesetzes !?)el'egelt, ,dessen gelte,nder Wortlaut' ~n 
der 'Iextgegenüherst)ellung zu Art. 11 wieder­
gegeben ist. 
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Die Regelung des blimerigen Vorzugs rechtes 
der in Z. 2 angeführten Personenbefiß'det sich 
im § 6 Albs. 3 des 'Krriegsopferversorgungs­
ges.erz,es 1957 und im § 4 Abs. 3 des Heer.es­
versorgungsgesetzes (siehe <di<e Textgegenüberstel­
lungen zu den Art. III und IV). In Z. 2 wind aus 
den Gl'Ünlden, ,die hereits !im allgemeinen Teif 
der Erläuterungen angeführt sind, das Vorzugs­
,recht der Empfänger ener Beschädilgtenrente 
nach dem Kriegsopferversongungsgesetz 1957 
oder dem Heeresvel"sorgrungsges1etz von einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 v. H.aihhängig gemacht. Empfänger einer 
ß.eschädigtenrente, ,deren \Erwerbsminderung 
wemgerals 50 v. H. beträgt, scheiden daher aus 
dem Kreis der hisher VorzugSberechdgten AAlS. 

In Z. 3 i~t neben dem his:herigen V orzug51"echt 
der Empfänger einer Witwenrente oder Wiorwen­
beihilfe, das nach § 6 Abs. 3 des Kriegsopfer­
vers'Orgungsgesetzes 1957 und § 4 Abs., 3 des 
Heeresverrorgungsgesetzes 'besteht (siehe die 
Textgeg.eniiberstJellungen zu den Art. III und IV), 
ein neues, gleiches V'Orz,ugsrecht für Empfänger 
einer Witwenrente 'Oder Witwenbei'hUfe nach 
dem Opfel'fürsorgegesetz vorgesehen. Dieses wird 
allerdings nur in solchen Fällen praktische Be­
deutung h3!ben, in denen die Witwe nicht schon 
.als Inha:berin einer Amtsbesch·einigung Oider eines 
Opferausweises n1aro. Z. 1 v'Orzugsberechtigt ist. 
In Betracht kommen hier Witwen, d~e nach § 11 
Abs. 6 oder 7 'Oder § 15 Abs. 8 d'es Opferfür­
&orgegesetzes eine Rente 'Oder BeihiIf,e ·erhalten. 

Durch Z. 4 k'Ommen die begünstigten Invali­
den im Svnne des Invalideneinstellungsgesetzes 
1969 als V'Or.zugsherechtigte neu hinzu. Die gd­
'te ade Fassung des § 2 dieses Gesetzes lautet: 

"P e r S 0 n' e nk r e ,i5 

§ 2 .• C1) Begünstigte Inval.ide im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürg.er, 
deren Erwerlbsfähigkeitinfolge einer Gesund­
iheits,schädigung 'Oder des Zusammenwirkens 
mehrerer Gesundheitsschädigu~'gen 'Um minde­
stens 50 v. H. gemiruiertist. 

(2) Nicht als begünstigte Invalide im Sinne 
des .Albs: 1 geLten Personen, die 

a) siro. in Schul- oder Berufsausbildung befin­
den und nicht in BesehäftiguIlß stehen 'Oder 

b) das 65. Lebensjahr überschritten haben und 
nicht in Beschäftigung stehen oder 

c) nach den Vorschriften des Allgemeinen 
S'Oz~alversiich.erungsgesetzes, des Gewel1b­
cJ.ichen Selbständrigen-Pensionsversichernmgs­
-gesetzes oder des Bauem-Penslionsversiche­
runß'Sge.set;res Ge1dleistungen wegen dauern­
.der Erwerbsu.nfähigkeit ,~dauemder Berufs­
unfähigkeit) beziiehen lI.lßld nicht in Be­
schäftigung stehen 'Oder 

·d) in folge ,des Ausmaßesihirer Gebrechen zur 
Ausübung ,einer Erwerbstätigkeit nicht ge~ 
eignet sind. 

(3) Invalide, denen kraft Gesetzes ein Anspruch 
auf unentgelüiche berufliche Ausbildung (Ein­
oder Umschulung) zwecks Wiedergewinnung 
oder Erhöhung ,der Erwerbsfähigkeit zusteht, 
sind, vor der Inanspruchnahme der Begünstigun­
gen der als notwendig erkannten beruflichen 
Aushildung zuzmführen. 

(4) Auf ausländische InV'aIide bndet dieses B,un­
,desgesetz, unbeschadet der Vorschrift des Abs. 5, 
nur nach Maßgabe der mit ihren Heimatstaaten 
getroffenen Vereinbarungen Anwendung. 

(5) Den begünsciglten Invaliden im Sinne des 
Ahs. 1 stehen Pers'Onen deutscher Spf'achzuge­
hörigkeit gleich, die staatenl'Os sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ·ist (Volksdeutsche}, 
wenn ihre IErweI1bsfähigkeit inflQJge einer Ge­
sundheitsschädigung oder des Zusammenwirkens 
mehrerer' Gesundheitsschädi.gungen um minde­
stens 50 v. H. gemindert ist." 

Der neue § 25 Nbs. 2' ersetzt in Verhindung , 
mit Abs. 1 Z. 1 die hisher im § 7 des Opfer­
fürs'Orgtlge'set:oes {siehle rd;ie Textgegen'Überstellung 
zu Art. I1) enthal tene Regelung des Vorzugs~ 
remtes der Inhaber einer Amtgj,escheinigung oder 
eines Opferausweises. Die neuen Bestimmungen 
entsprechen der jaihrzehntelangen Praxis bei der 
Auslegung und Anwendung des § 7 des Opfer~ 
fürsorgegesetzes. Danach werden, entsprero.end 
der Ong.anisad'On der Monopolv.erwaltung, die 
Vergabequoten rbundeslänaerweise ermi1Jtelt 'und 
nur Fälle Iberucksichcigt, in denen sich Inhaber 
einer Amtsbeschein1gung oder eines Opferaus­
weises mit Angehörigen eines anderen vorzugs­
berechtigten PerSQnenkreis:ElS konkurreMweise 
um ein Tabakverschleißg·eschäft bewerben. 

Der neue § 25 ~bs. 2 regelt für Fälle des 
Zus·all1mentreffens von Bewerbern aus zwei be~ 
stimmten vorzugsberechtigten Personenkreisen. 
daß einer dieser Personenkreise dem anderen vor­
geht. Die Iteuen Abs. 3 und 4 stellen Regeln für 
die Auswahl unter mehreren vorzugsberechtigten 
Personen 'auf. Diese beiden Arbsätze sind daher in 
den Fällen des Ahs. 2 nur anwendbar, 'wenn aus 
dem v'Orzugslherechtigten Personenkreis, der zum 
Zug kommt, mehrere zu berücksichtigende An­
bote vorliegen. 

Der neue § 25 Albs. 3 entspricht im wesent­
limcn dem Inhalt des bisherigen Abs. 2. Unter 
Erwerbsunfivhi,gen gleichen Grades sind nicht nur 
wie bisher erblindete KriegSibeschädigte sondern 
ganz. allgemein. blinde Personen vorzuziehen 
(siehe den v'Orletzten Satz). Der letzte Satz ent~ 
hält die bisher fehlende Regelung der Auswahl 
unter Bewewern, die v'Oll erwerbsfähig sind, 
und unter Bewerbern mit dem gleichen Grad 
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1 096,der ß6iJagen 5 

der Minderung <der Erwel'lbsfäh~gkeit. Die gleiche 
Regelung, ,die der Monopolverwaltung ein kauf­
männisches Ermessen eiUTäumt, ist bereits im 
§27 für die Auswahl unter m·ehrel'1en nicht be-
günstigten Bewerbe\n vorgesehen. . 

Der § 25 A'bs. 4 entspricht, abgesehen von der 
notwendigen sprachlichen Anpass\l~, dem 'bis­
herigenAbs. 3. 

Zu Art. II: 

Pie vOfIgesehene Neufassung ·des § 7 des Qpfer­
fürsorgegesetzes regelt nur ,mehr das unverän­
derte Vorzugsrecht der Inhaber einer Amtsbe­
sch'einiigrung 'bei der Vergabe 'Von Geschäfnsstel­
len ,der KbllSsen,lottel.1ie 'Und Lottokol1ekturen und 
verweist, 'W~s ,das Vorzugsrecht der Inhaber 
einer Amt~bescheinigung oder eines Opferaus­
weises 'bei ,der Vergabe von TabakvemchIeißge­
schäften anbelangt, auf § 25 TabMG 1968. 

Zu Art. II1: 

Im § 6 Abs. ~ des Krü:egsopferv,ersPt'g'ung:>ge~ 
sen es 1957 Wlll"d ,dite -biSherige Regehmg de:$ Vor­
zugsrech·tes durch eine V erw,eisungauf § 25 
TabMG 1968 '.ersetzt; Ahs. 4,i.st,desha~b gegen­
stap.dslos gewol'den. 

Zu Art. IV: 

Im § 4 Abs. 3 des Beel1esversorgungsgesetzes 
wird die hishemge R,eg.elung -des Vorzugs!'Iechtes 
durch ~ine Verweisung Quf § 25 TabMG 1968 
ersetzt. 

Zu Art. V: 

Das im Abs. 1 yorges!l'hene Inkr.afPtreten ·mit 
dem ·Beg,ifln eines Kalendennonats erleich!JeI't die 
erforderlichen org,anisatorlsmen Maßnahmen der 
MOIl!opolverwalrung. 

Textgegenüberstellung 

N·e u e F'a s s u n g: 

Zu Artikel I 

(Knderung ,des Tabakmonopolgesetzes 1968) 

Vorzugsrechte 

§ 25. (1) Bei der Ver~abe von Tabakvers,chleiß­
gesc.häften sind die im § ., des Opferfiir'SOI'ge­
~~etzes, BGBl. Nr. 183/1947, in der F.assung 
des Bundesgesetzes IBGBl. Nr. 259/1967, im § 6 
AOO. 3 des Kri~sopferversorg'Unßsgeset~~ 1957, 
BGBl. Nr; 152, in der Famng des ~undesgesetzes 
BGBl. Nr. 2021i1964, und im § 4 Albs. 3 des 
Heeresversorgu11ig'Sgesetzes, BOBl. Nr. 27!1%4, 
~'n .der Fassung der 6. NpveUe hiezu,gena~tcn 
Personen nach Maßgabe der aufg:ezählt-en Ge" 
's,etzesbestimmungen bevorzugt zu berückSlichti­
gen. 

, 
Vor'zug:srechte 

§ 25. (1) B,ei der Vergabe von Tabakversch1eiß­
geschäften 'smd, soweit keine Anspruche von An­
g.ehöl"igen ,eines Tabakverschleißers bestehen 
(§ 26), folgende Personen -bevorzugt zu berück­
sichti~en, wenn sie ~m Zeitpunkt, ~n ,dem be­
stimmt wird, Wler als Tabakverschleißer zu be­
stellen <W;t, ,das 65. LebeIl!sjahr noch nicht .über­
schritten Ihaben: 

1. Inhaber einer Amnsheschei.nli:gung oder leines 
Opferauswci\Ses nach § 4 des Opferfünsorge­
!g.e&etzes, BGBl. Nr. 183/1947; 

2. Empfänger einer Beschätdügtenrente nach dem 
KI'legsopferv'ersorgungsgeset'Z 1957, ·BGBl. 
Nr. '152, oder idem Heeres~,ersorgung~gesetz, 
BGBl. Nr. 2i/1964, w,enn ihre Erwerbsfä~ 
hi,gkeit :um mindestens sc v. H. gemindert 
,i'st; 

3. Empfänger einer Witwenrep.te oder W.itwen­
beihilfe ,!lach ldem Opferfürso!'ß'~etz, ,dem. 
KriegS9pferv~$OrgllJlg~gcs~z 1957 oder dem. 
~r,es'Versorg\lll.gs~tz ; 

4. begünstigte Invalide im Sinne des § 2 des 
InvalLdeneinstellung~g,esetzes 1969, BGBl. 
Nr.22/1970. 

(2) Für die Auswahl unter mehreren :Bewerbern (2) iB~i der Vel'gabe von Tahakverschleißge" 
um eine Tahaktr.afik, idenen aus .dem gIeichen schäften, um ,diJe sidl sowohl eine Person mit 

I 
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Geltende Fa,ssung: 

Gl'UIlIdein Vorzugsrecht ~u:steht, ist das Maß 
der B,edürftJigkeit entscheidend. Hiebei ist nicht 
nur auf ,die Höhe ,des Einkommens, unalbhän­
gilg von Versol'gungsleisrung,en nach dem Opfer­
fil~orgege~etz,dem Kriegsopfervel'sorgungsge­
setz 1957 oder ,dem He,eresve!lsorgun~g~etz 
sowie nach diesen 'Oder a'nderen Gesetzen 
gewährten Zulagen, sondern auch auf die be­
sonderen Verhält1lli:sse des einzelnen Falles, !ins­
besondere auf ,die Zahl Ider 'in der Versorgung 
des Bewel1bel'lS stehendren Familienmitglieder, B,e­
dacht zu nehmen. Unter mehreren gleich Ibedürf­
ttigen Vorzugsberechtigten entscheidet der Grad 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit, unter Er­
wel1bsunfähigen ,gLeichen Grades gebührt den er­
Mindeten K!liegsbeschädigten der Vorzug. 

(3) 'Bei der Auswahl uMer meihrerenBewer­
bern um 'einen Tabakver:lag, ,denen aus ,dem 
gleichen Grund ,ein Vorzugsrecht zusteht, ist ,ins­
besondere auf ,d,ie für eine :befriedj,gende Ver­
schleißfuhrung ,erforderlich,e Geschäftstüchtigkeit 
und die Verfügung über voll 'entJsprechende Ge­
schäftsräumLichkeinen Bedach,t zu nehmen. 

N ,e u e 'F a ss u n g: 

einem Vorzugsr,echt nach Aihs. 1 Z. 1 als auch 
eine P,erson mit einem Vorzugsnecht nach Abs.1 
Z. 2, 3 oder 4 beworben haben, ~illJd ,in jedem 
BunJdesland für drei V,iertel der Tabakverlage 
und für ein Drittel der TaJbaku-afik,en Bewer­
ber mit runem Vorzugsrecht nach Abs. 1 Z. 1 
und für .die übrigen Tabakverschleiß,~eschäfte Be­
werber mit einein Vomugsrecht nach Abs. 1 
Z. 2, 3 oder 4 a1s Tabakverschleißer zu besteHen, 
soweit zu :berück~ichtj,gende Anbote von Bewer­
bern aus heiden Personenkreisen ,voru5egen. 

(3) Für die Auswahl unter mehrenen im Abs. 1 
angeführten B'ewerbern um ,eine Tabaktrafci'k ,ist 
das Maß ,der Bedürftigkeit entscheidend. Hiebei 
list nicht nur auf die Höhe des Einkommens, 
unabhängig von v,el'lSorgungsleistungen nach den 
im Abs. 1 angeführten Bundesgesetz'en sowie 
nach ,diesen oder ander,en Gesetzen gewährten 
Zulagen, 'sondern auch ,auf ,die besonderen Ver­
hältnisse :des einzelnen Falles, insbesondere auf 
die Zahl der Famit,ienmitg1iJeder, für ,die der Be­
werber unterhakspflichtig ~st, 'Bedacht ~u neh­
men. Unter gleich hedürftigen Vorzugsberech­
tigtJen sind Personen v'OrzuZ'iehen, deren ErweI1bs­
fäbirgkeiit gemindert ist. Unter diesenentscheirdet 
der Grad der Minderung der Erwerosfähigkeit, 
runter Erwerbwnfähigen gLeichen Gr.ades gebührt 
blinden Pers'Onen ,der Vorzug. Die Ausrwahl .unter 
Bewer1bern, del'1en Erwel"'bsfähigkeit nicht oder 
in gleicher Weise gemindert ist, ist nach kauf~ 
männ:ischen GrundsätZJen zu 'treflien. 

(4) Bei ider Auswahl unter mehreren im Abso' 1 
ahIgdührten Bewerbern um einen Tabakv,erlag 
!ilst insbesondere auf ,die für eine befr.ied~gende 
Verschleißführung erfol"lderliche Geschäftstüch­
Ili,gkeit und die VerftÜgu.ng über enttJsprecherude 
GeschäftsräumLichk,eitenB.edacht zu nehmen. 

Zu Artikel II 

,(Kndemmg ,des Opferfürsorgegesetzes) 

Begünstigungen bei Vergebung von Geschäfts- Begünstigungen bei der Vergabe von Geschäfts­
stellen der Klassenlotterie, Lottokollekturen und stellen der Klassenlotterie, Lottokollekturen und 

Tabakverschleißgeschäften . Tabakverschleißgeschäften ' 

§ 7. (1) Bei der Vergebung v'On Geschäfts­
stellen der Klassenlotlterie, von Lottokollektu­
ren und von Tabakverschleißgeschäften sind die 
Inhaber dner Amtsrbeschemrugung, als hesonders 
hevorzugte Bewerber zu behandeln. 

(2) Die hevorzugte Behandlung besteht danin, 
daß hei der Vergebung von Geschäftsstellen der 
Kla'Ssen:IottJerie und von Lottokollekturen 25 Pro-

§ 7. (1) Von den Jewei'1s zu vel'gebenden Ge­
schäftmtellendrer Klassenl'OtteI1ie und Lottokol-
1ekruren ist ein V,iertel an Bewer1ber mit einer 
Amtsbesch'einigung ZiU vergeben, 'soweit zu he­
rücksichtigende Anbote von geeigneten Bewer­
'bern aus diesem Penonenkreris vorJJiegen. 

(2) Inhaber einer Amtsbesch,einigung oder einles 
Opfera<usweises und Empfänger einer Witwen., 
rente oder Witwenbeihilfe nach diesem Bundes-
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Gehenide Fassung: 

zent, bei ,der V,e~ge!bung von Talbakhauptvedägen gesetz siin.d nach § 25 des Tabakmonopolgeretzes 
75 Prozent, bei ,der Vel'gebUJng von anderen 1968, BGBL Nr. 38, bei der Vergabe von Ta­
Talbak\"er,schleißgeschäften 33 Pro2)ent der jewei.lis bakvel'sch'leißgeschäften bevorzugt zu berücksich­
f~eiweridenden Geschäfte an Bewerber mit einer tigen . 

. Amtsbescheinigung zu vergeben sind, 'in'soweit ge­
nügend B,ewel'bungen von geeigneten Anspruchs­
berechtigten vorhailiden sind. 

(3) Bei ,der Vel'gebung von Taibakverschleiß­
geschäften ,siIlld Inhaber eines O~eraUSiWeises ,den 
Inhabern einer Amubescheinitgunggleichgestellt. 

Zu Artikel III 

(ÄIlIdc1'UJng des Krie~sopf.erveI1~orgrong9gesetzes 1957) 

Gegenstand der Versorgung 

§ 6. (1) und (2) ... 

(3) Bei der Vergabe von Tabakverschleißge­
schäften jeder Art im Sinne ,des III. Abschnittes 

. des Tahakmonopolgesetzes 1968, EGBL Nr. 38, 
genü'eßen Empfänger e!iner 'Besch;]dI~gtenI1ente (§ 7 
A:bs. 1), Witwenrente (§ 35 Abs. 2) oder Wtt­
welllbeihilfe (§ 36 Ahs. 2) vor anderen· Bewer­
bern ,ein unbedingtes V01'ZlUg91'echt. 

(4) Durch Abs. 3 wenden ,die Bestimmungen 
des § 7 ,des Opferfül'sorgegesetzes nicht berührt. 

Gegenstand der Versorgung 

§ 6. (1) WlId (2) ... 

(3) Empfäng,er einer Beschädigtenrente, Wit­
WJenrentJe oder Wkwenbeihilfe nach diesem Bun­
desgesetz sind nach § 25 des Tabakmonopol­
gesetzes 1968, BGBL Nr. 38, bei der Vergabe 
von Tabakverschleißgeschäften bevorzugt zu be-
I1ück'sichtiigen. ' 

Zu Artikel IV 

(Änderung des HeeI1esversorgungsgesetzes) 

G,egenst.and cller V,ersorgung 

§ 4. (1) und (2) ... 

(3) Be!i der Vergabe von TabakViersch1eißge­
schäften '!lind Empfänger ,einer IBeschädigtenrente 
(§ 21 Abs. 1), Witwenrent.e (§ 33 Abs. 1) oder 
Witwenbeihilfe (§ 35) den im § 6 Abs. 3 des 
Kriegsopferve11S01'gung&gesetzes 1957, BGBI. 
Nr. 152, genannten Personen gleichgestellt. Die 
Bestimmungen des § 7 ,des Opf,erfürsorgegesetzes, 
BGBJ. Nr. 183/1947, hldiben unberührt. 

Ge,genst,an,d der Versorgung 

§ 4. (1) und (2) ... 

(3) Empfänger einer Beschädigten~ente, Wit­
wen.rente oder Witweiliheihilfe nach chlesem Bun­
,desgesetz sind nach § 25 des T3Ibakmonopofge­
setzes 1968, BGBL Nr. 38, bei der Vergabe von 
TabakveI1schIeißgeschäft.en bevorzugt zu berück­
Slichcigen. 
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